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Jahresrückblick 2024: Föderativer Aufbau

Autorinnen: Marlène Gerber und Marie Del Priore 

Wichtige im Jahr 2024 geführte Diskussionen rund um den Föderalismus standen in
Zusammenhang mit den angespannten Bundesfinanzen. Einer Kürzung des
Kantonsanteils an den direkten Bundessteuern, die der Bundesrat ursprünglich in
seinem Entwurf über erste Massnahmen zur finanziellen und administrativen Entlastung
ab 2025 vorgesehen hatte, standen die Kantone klar ablehnend gegenüber, worauf der
Bundesrat nach der Vernehmlassung auf diese Massnahme verzichtete. Im Gegenzug
wollte er jedoch ebenfalls darauf verzichten, sich an den ausserfamiliären
Betreuungskosten von Eltern zu beteiligen, da er eine solche Unterstützung als Aufgabe
der Kantone verstand. Auch die im September vom Bund präsentierten umfassenden
Massnahmen zur Entlastung des Bundeshaushaltes dürften die Kantone wohl noch zu
spüren bekommen. Dies unter anderem aufgrund eines Berichts, der dem Bund
empfahl, auf die Übernahme von Kantonsaufgaben zu verzichten. Die Kantone werden
sich im Rahmen der für 2025 in Aussicht gestellten Vernehmlassung zu den
Massnahmen äussern können. Im Zusammenhang mit den geplanten Sparmassnahmen
nahmen Bund und Kantone auch die Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung 2027
wieder in Angriff. 

Die Jurafrage sorgte 2024 ab und zu für Ausschläge in der medialen Berichterstattung
zum Themenbereich «Föderativer Aufbau» (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse).
Im September sprachen sich die Stimmberechtigten der Kantone Bern und Jura jeweils
deutlich für das Moutier-Konkordat aus, welches die zentralen Punkte zum
Kantonswechsel der Gemeinde Moutier in den Jura regelt. Im November nahmen die
Stimmberechtigten des Kantons Jura zudem deutlich eine Verfassungsänderung an, mit
welcher der neue Bezirk Moutier geschaffen wird. Noch ausstehend ist die Gewährung
der Änderung der Kantonsverfassung durch den Bund. Der Wechsel der Gemeinde
Moutier zum Kanton Jura ist per 1. Januar 2026 vorgesehen.

National- und Ständerat gewährleisteten die meisten im Jahr 2024 diskutierten
Änderungen der Kantonsverfassungen ohne grosse Diskussionen. Vorläufig nicht
gewährleistet wurde jedoch eine Verfassungsänderung aus Genf, die den Kanton zur
Einführung eines 24-wöchigen Elternurlaubs ermächtigen würde. Das Parlament
sistierte die Gewährleistung dieser Änderung, um die Entwicklungen auf Bundesebene
abzuwarten: Ende des Vorjahres hatte der Bundesrat eine Änderung der
Erwerbsersatzordnung in die Vernehmlassung gegeben, mit der den Kantonen auch die
entsprechende Kompetenz eingeräumt würde, weitergehende Lösungen als der Bund
zu beschliessen. Die Ergebnisse der Vernehmlassung lagen bis Jahresende noch nicht
vor.

Was innerkantonale Gemeindefusionen anbelangt, gingen die Printmedien unter
anderem der Frage nach, ob die Kantone Gemeindefusionen durch finanzielle
Unterstützung aktiv fördern sollen. Während der Berner Grossrat im Berichtsjahr ein
entsprechendes totalrevidiertes Gemeindefusionsgesetz verabschiedete, kam diese
Möglichkeit im Baselbieter Landrat im Rahmen der Beratung eines Vorstosses zur
Sprache. Die geplante Grossfusion um Gruyère (FR) beanspruchte 2024 von allen
konkreten Fusionsprojekten in den Zeitungen am meisten Druckerschwärze. Die
Planung dieses Projektes, das 25 Gemeinden umfasst hätte, wurde im Juni nach
Konsultativabstimmungen in den Gemeinden jedoch bereits in einem frühen Stadium
beendet.

Insgesamt fanden die Föderalismus-Diskussionen auch im Jahr 2024 überwiegend
ausserhalb der Bundeshausmauern statt. Dennoch befasste sich das Parlament auch
mit politischen Geschäften in diesem Themengebiet, wenn auch ohne konkrete
Wirkung. So scheiterte eine parlamentarische Initiative mit der Forderung nach einem
öffentlichen Register für die Interessenvertretung der Kantone mit
Zugangsberechtigung zum Bundeshaus im Vorprüfungsverfahren. Ebenfalls abgelehnt
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wurde ein Postulat, das die Prüfung des vollen Ständerechts für beide Basel gefordert
hätte. Zu guter Letzt blieb auch eine Motion mit der Forderung nach einer stärkeren
Beteiligung ressourcenstarker Kantone am Finanz- und Lastenausgleich ergebnislos. 1

1) APS-Analyse der Wortmeldungen 2024 – Föderativer Aufbau; APS-Zeitungsanalyse 2024 – Föderativer Aufbau

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE


